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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 316/09 B 
 
L 6 U 341/05 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 36 U 386/03 (SG Hannover) 
 
 
 
………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………… 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gaststätten, 
Dynamostraße 7-11, 68165 Mannheim, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. März 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 15. Oktober 

2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 
 

 
  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde entgegen 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG den geltend gemachten Zulassungsgrund des Verfahrensmangels 

nicht hinreichend bezeichnet. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines 

bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf 

eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Unabhängig davon, dass ein Verfahrensmangel durch das Übergehen eines Beweisantrags nur 

dann in Betracht kommt, wenn ein prozessordnungsgemäßer Beweisantrag gestellt worden ist, 

mit dem sowohl das Beweismittel als auch das Beweisthema angegeben und aufgezeigt wird, 

über welche Tatsachen im Einzelnen Beweis erhoben werden sollte (BSG vom 19.11.2007 

- B 5a/5 R 382/06 B), ist "ohne hinreichende Begründung" nicht formell, sondern materiell im 

Sinne von "ohne hinreichenden Grund" zu verstehen (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5). Entschei-

dend ist, ob sich das LSG von seinem sachlich-rechtlichen Standpunkt aus hätte gedrängt füh-

len müssen, den beantragten Beweis zu erheben (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 9). Der 

Verfahrensmangel der unzureichenden Sachaufklärung ist daher nur ordnungsgemäß bezeich-

net, wenn ua schlüssig dargelegt wird, inwiefern nach den dem LSG vorliegenden 

Beweismitteln Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen 

Sicht des LSG erkennbar offen geblieben sind, damit zu einer weiteren Aufklärung des 

Sachverhalts zwingende Veranlassung bestanden hat und die so zu ermittelnden Tatsachen 

nach der Rechtsauffassung des LSG entscheidungserheblich sind (BSG vom 19.6.2008 - B 2 U 

76/08 B - mwN). Umstände, durch die sich das LSG von seinem sachlich-rechtlichen 

Standpunkt aus hätte gedrängt fühlen müssen, ein weiteres Gutachten einzuholen, sind der 

Beschwerdebegründung indes nicht zu entnehmen. Der Kläger legt nur dar, weshalb es aus 

seiner Sicht einer weiteren Sachverhaltsaufklärung bedurft hätte. 

 

Die in diesem Zusammenhang gerügte Verletzung des rechtlichen Gehörs ist ebenfalls nicht 

hinreichend bezeichnet. Die in § 160 Abs 2 Nr 3 SGG geregelte Beschränkung von Verfahrens-

rügen kann nicht über den Umweg der Vorschriften zum rechtlichen Gehör erweitert werden 

(BSG vom 3.5.2007 - B 2 U 102/07 B - mwN). 
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Soweit der Kläger geltend macht, das Gutachten von Dr. S.                 sei nicht verwertbar 

gewesen, weil aus ihm der aktuelle medizinisch-wissenschaftliche Erkenntnisstand nicht 

hervorgehe und gegen § 200 Abs 2 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch verstoßen worden sei, hat 

er schon nicht hinreichend aufgezeigt, warum es an einer Heilung des gerügten Mangels fehle. 

Die Vorschriften der Zivilprozessordnung (ZPO) über die Rüge von Verfahrensmängeln der 

Berufungsinstanz im Revisionsverfahren und deren Heilung (§§ 556, 295 ZPO) sind nach § 202 

SGG im sozialgerichtlichen Verfahren entsprechend anzuwenden. Gemäß § 556 ZPO kann die 

Verletzung einer das Verfahren der Berufungsinstanz betreffenden Vorschrift in der 

Revisionsinstanz und damit auch im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde nicht mehr 

gerügt werden, wenn das Rügerecht nach § 295 ZPO verloren gegangen ist. Das ist der Fall, 

wenn in der auf den Verfahrensmangel folgenden nächsten mündlichen Verhandlung, in 

welcher der betreffende Beteiligte vertreten war, der Mangel nicht gerügt worden ist, obgleich er 

bekannt war oder bekannt sein musste. Dass der bezeichnete Verfahrensmangel in der letzten 

mündlichen Verhandlung vor dem LSG gerügt worden wäre, ist der Beschwerdebegründung 

aber nicht zu entnehmen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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